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Ab dem Jahr 2020 gilt: Länder dürfen nur noch konjunktu-
rell bedingte Schulden in den Büchern haben. Sie dürfen also
lediglich durch einen Abschwung ausgelöste Kredite aufneh-
men, die sie im Aufschwung wieder tilgen. Was das konkret
bedeuten könnte, beleuchten Forscher des IMK anhand der
Beispiele Nordrhein-Westfalens und
Schleswig-Holsteins. Ihr Fazit: Die
Schuldenbremse wird zu massiven
Sparanstrengungen führen. Vor dem
Hintergrund der Wirtschaftskrise wird
der nächste Aufschwung stark belastet,
was wiederum die Haushaltskonsoli-
dierung erschwert.

Wie stark die Schuldenbremse wir-
ken wird, hängt vor allem von ihrer
Ausgestaltung in den einzelnen Bundes-
ländern ab. Dazu sind noch keine kon-
kreten Pläne bekannt. Deshalb hat das
IMK mit einigen Standardverfahren
mögliche Effekte berechnet. 

Schleswig-Holstein muss, je nach Be-
rechnungsmethode, zwischen 2010 und
2020 ein so genanntes strukturelles De-
fizit in Höhe von 1,4 bis knapp 1,6
Milliarden Euro abbauen, will es die
Regeln der Schuldenbremse erfüllen.
Angesichts des geplanten Haushaltsvolumens von 9,5 Milli-
arden Euro sei dies „ein gigantischer Konsolidierungsbe-
darf“, so die Ökonomen.

Unter diesen Bedingungen dürften die Landesausgaben von
2011 bis 2020 pro Jahr nominal nur noch um etwas mehr als
1 Prozent wachsen. Zum Vergleich: In den Jahren 1990 bis
2008 stiegen die Ausgaben im Schnitt jährlich um 2,1 Pro-
zent. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt würde das eine
„deutliche Schrumpfung des Staatssektors bedeuten“, so das
IMK. Weder die von Bund und Ländern gewährten Hilfen in
Höhe von 80 Millionen Euro noch die bereits geplanten Ein-
sparungen beim Personal von etwa 300 Millionen Euro reich-
ten dazu aus.

Möglicherweise käme es noch schlimmer: Da Bund und
Länder alle sparen werden, könnte auch das Wirtschafts-
wachstum schwächer ausfallen. In diesem Fall käme weniger
Geld in die Staatskassen; der Defizitabbau würde noch
schwieriger. Damit dürften die schleswig-holsteinischen Aus-
gaben bis 2020 jährlich sogar nur um 0,1 Prozent steigen.
Die Möglichkeiten für zentrale Zukunftsinvestitionen – zum
Beispiel in Bildung – würden drastisch vermindert.

In Nordrhein-Westfalen sieht es nicht viel besser aus: Je
nach Berechnungsmethode müsste die Düsseldorfer Landes-
regierung bis 2020 ein Defizit in Höhe von 5,2 bis 4,6 Milli-
arden Euro abbauen – und das bei einem geplanten Haus-
haltsvolumen von 53 Milliarden Euro für das Jahr 2010.

Für die Ausgaben bedeutet das: Von 2011 bis 2020 dürf-

ten sie nominal jährlich nur noch um 1,4 Prozent wachsen.
Damit würde der Staatssektor Nordrhein-Westfalens in Re-
lation zum Bruttoinlandsprodukt ebenfalls deutlich
schrumpfen.

Auch in NRW werden die Sparanstrengungen von Bund

und Ländern durchschlagen, was das Wirtschaftswachstum
dämpfen könnte – und das Steueraufkommen. In diesem Fall
dürften die Landesausgaben bis 2020 jährlich nur um 0,8
Prozent zunehmen. Ob das Land unter diesen Bedingungen
angesichts des großen Bedarfs an Investitionen in Infrastruk-
tur und Bildung noch handlungsfähig bleibt, kann bezweifelt
werden, so das IMK.

„Angesichts der drohenden dramatischen Konsequenzen
für Wachstum und Beschäftigung sowie der zu erwartenden
massiven Einschränkungen öffentlicher Leistungen wäre es
vernünftig gewesen, auf die Einführung der Schuldenbremse
zu verzichten“, sagt Achim Truger, Haushaltsexperte des
IMK. Sollte sie, etwa durch ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, endgültig nicht verhindert werden, bliebe nur
eine möglichst weite Auslegung der Verschuldungsregeln. 

Auf Bundesebene müssten weitere Steuersenkungen „un-
bedingt verhindert und im Gegenteil möglicherweise deutli-
che Steuererhöhungen ins Auge gefasst werden, die durchaus
auch ohne verteilungspolitisch negative Wirkungen möglich
wären“, schreiben die Ökonomen. Im internationalen Ver-
gleich ist das deutsche Aufkommen gerade bei vermögensbe-
zogenen Steuern unterdurchschnittlich – zum Beispiel bei der
Erbschaftsteuer.   �
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Schuldenbremse knebelt Bundesländer
Die so genannte Schuldenbremse zieht enge Grenzen für die Verschuldung von Bund 

und Ländern. Für einige Bundesländer so eng, dass sie in den nächsten Jahren kaum 

noch handlungsfähig sein dürften, zeigen Analysen des IMK.*

Quelle: IMK 2009 | © Hans-Böckler-Stiftung 2009

Handlungsfähigkeit der Länder gefährdet

So könnte die „Schuldenbremse“ wirken auf das Wachstum der Ausgaben in ...
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